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Berlin, den 13. März 1918 


Man bezteht beim 
Buchhandel, bei der Poſt und 


direkt beim Verlage 
für 6.— Mk. vierteljährlich. 


Im Ausſchuß des Reichstages hat es mehrere 
Tage hindurch erregte Debatten gegeben. Im 
Mittelpunkt ſtand die Erörterung über die 
Forderungen der „Daimlerwerke“ für die Liefe⸗ 
rung von Automobilmotoren. Durch die An⸗ 
gabe eines Angeſtellten war den Behörden und 
damit auch dem Prüfungsausſchuß des Reichs⸗ 
tages für Heereslieferungen zu Ohren gekommen, 
daß den amtlichen Stellen falſche Angaben und 
Kalkulationen von den Daimlerwerken gemacht 
worden ſind, um die zu hohen Gewinne der 
Geſellſchaft zu verbergen. Daß die Daimler⸗ 
werke ganz außerordentliche Gewinne während 
des Krieges gemacht hatten, war ja ſchon lange 
kein Geheimnis mehr. Die Geſellſchaft hatte, nach 
außen ſichtbar, ihre Dividende in der Zeit von 
vor bis nach dem Kriege von 8 auf 35 Prozent er- 
höht. Aber in dieſer Dividendenerhöhung kam 
nicht ihr ganzer Gewinn zum Ausdruck. In 
den letzten Generalverſammlungen fanden leb: 
hafte Kämpfe zwiſchen der Verwaltung und den 
Aktionären ſtatt. Sie betrafen das Verſteckſpielen 
mit den Rieſengewinnen, die man nicht in die 
Erſcheinung treten laſſen wollte. In der letzten 
Bilanz der Daimlergeſellſchaft waren alle mög⸗ 
lichen und unmöglichen Konten, ſogar das 
Grundſtücks⸗ und Gebäudekonto auf den 
Betrag von 1 Mark heruntergeſchrieben. 
Und als ſchließlich das weitere Verſtecken auf 
dieſem Wege nicht mehr anging, wurde im 
September 1917 der Beſchluß gefaßt, das Aktien⸗ 
kapital, das 8 000 000 M. betragen hatte, um 
24 000 000 Mark junge Aktien zu vermehren, 
die bei einem Börſenkursſtand von über 1000 
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Daimler. 


Prozent den alten Aktionären mit 107 Prozent 
angeboten wurden. 

Dieſe Rieſengewinne der Daimlergeſellſchaft 
kamen nicht unerwartet, aber auch nicht unver- 
dient. Denn das Unternehmen, das in der 
Hauptſache Mercedesmotoren herſtellt, hatte 
bereits im Frieden große techniſche Vollkommen⸗ 
heit erworben, und es war eigentlich von vorn: 
herein klar, daß ihm bei der Umſtellung von 
Kriegsarbeit reiche Frucht in den Schoß fallen 
mußte. Ein gewiſſes Mißtrauen der Behörde 
wurde erſt erregt, als vor einiger Zeit der 
Generaldirektor der Werke einen weiteren Auf⸗ 
ſchlag von 50 Prozent auf die Preiſe forderte 
Die Behörde wollte jetzt nachprüfen. Und da 
erfolgte nun jene Täuſchung, deren Aufdeckung 
ſchließlich dahin führte, daß die Geſellſchaft unter 
militäriſche Oberaufſicht geſtellt und die ganze 
Angelegenheit zu einer kriminellen wurde 
Die Handlungsweiſe der Geſellſchaft iſt voll- 
kommen unverſtändlich. Die Direktion mußte 
ſich doch darüber klar ſein, daß jedermann, 
alfo ſchließlich auch die militäriſcheNachprüfungs⸗ 
ſtelle, die Vorgänge bei ihr kannte. Mithin 
wußte ſie auch, daß es niemand ein Geheimnis 
war, wie reiche Gewinne ſie gemacht hatte. 
Wie konnte ſie ſich da der Hoffnung hingeben, 
daß ihr ein Gewinnaufſchlag widerſtandslos 
gewährt werden würde! Völlig unverſtändlich 
aber war es, daß der Generaldirektor, wie im 
Reichstage berichtet worden iſt, ſich zu der 
Drohung hinreißen laſſen konnte, er werde im 
Falle einer Nichtbewilligung ſeiner Forderung 
dem Staate weitere Dienſte verweigern. Eine 


Drohung, die mit Recht in der Preſſe noch 
härter verurteilt worden iſt als die Arbeits⸗ 
verweigerung der Streikenden vor einigen Wochen. 


An einem der letzten Börſentage nach den 
Enthüllungen im Reichstag, der einen ſtarken 
Kursſturz der Daimleraktien brachte, wurde in 
Berlin die Nachricht verbreitet, die Geſellſchaft 
plane die Herausgabe einer Rechtfertigungsſchrift. 
Man wird das Erſcheinen dieſer Schrift abwarten 
müſſen, bevor man endgültig ſein Urteil feſtlegt. 
Gleichzeitig iſt dem Reichstag bekanntgegeben 
worden, daß die ausführlichen Darlegungen des 
Regierungsvertreters in dieſem Fall im Druck 
herausgegeben werden ſollen. Erſt wenn man 
dieſes ganze Material überſieht, wird man auch 
darüber Aufklärung erhalten können, wie lange 
ſich der Streit zwiſchen der Militärbehörde und 
der Daimlergeſellſchaft hingezogen hat und 
weshalb man anſcheinend erſt ſo ſpät hinter die 
Aktionen der Geſellſchaft gekommen iſt. Schon 
heute möchten wir allerdings feſtſtellen, daß 
die Prüfungskommiſſion des Reichstages für 
die Heereslieferungen ziemlich verſagt hat. Denn 
fie hat nicht etwa aus eigenem die Dinge auf- 
gedeckt. Keins ihrer Mitglieder iſt auf Grund 
der vielen Zeitungsartikel über die Gewinn⸗ 
verſchleierungen der Geſellſchaft von ſelbſt auf 
den Einfall gekommen, eine Nachprüfung der 
Angelegenheit zu beantragen. Es bleibt vielmehr 
mindeſtens zweifelhaft, ob ohne die Anzeige des 
Angeſtellten überhaupt jemals die Vorgänge aufge⸗ 
deckt worden wären. Zweitens darf ſchon heute 
gewiſſermaßen zur Entſchuldigung der Militär⸗ 
behörde darauf hingewieſen werden, daß es ſich 
hier nicht um eine Unterlaſſungsſünde des unter 
dem Abkürzungsnamen „Wumba“ bekannten 
Waffen⸗ und Munitionsbeſchaffungsamtes im 
preußiſchen Kriegsminiſterium handelt. Ein 
großer Teil der Beſchaffung von Heeresgerät 
iſt bei dieſem Amte bereits zuſammengefaßt. 
Aber noch iſt keine völlige Zentraliſation im 
Beſchaffungsweſen durchgeführt. Und gerade die 
Lieferungen für die techniſchen Truppenteile, die 
bei Daimler im vorliegenden Falle hauptſächlich 
in Betracht kommen, werden noch dezentraliſiert 
vergeben. Infolgedeſſen iſt auch hier die Nach⸗ 
prüfung noch nicht einheitlich geregelt. Man 
iſt daher berechtigt, anzunehmen, daß ſonſt die 
Dinge einen anderen und ſchnelleren Verlauf 
genommen hätten. 
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Kein Wunder, daß die Aufſehen erregenden 
Vorfälle bei Daimler die ganze Frage der 
induſtriellen Kriegsgewinne wieder in ihrer 
grundſätzlichen Tiefe aufzurollen droht. Ich ſage 
abſichtlich: droht, nicht etwa weil ſich dabei 
erweiſen könnte, daß der Daimlervorgang als 
etwas Typiſches für unſere Induſtrie ſich ent⸗ 
ſchleiert, ſondern weil bei ſolchen Diskuſſionen 
immer die Gefahr beſteht, daß Nebenwege ein⸗ 
geſchlagen werden, die zu falſchem Ziele führen. 
Die Gewinne der deutſchen Kriegsinduſtrie ge⸗ 
hören zu dem Syſtem der Kriegslieferung, das 
in Deutſchland ganz bewußt gewählt worden iſt. 
Kam es doch bei Beginn des Krieges und noch 
mehr in deſſem Verlaufe der Regierung nicht fo 
ſehr darauf an, zu billigen Preiſen das Heeres⸗ 
material zu beſchaffen, als darauf: es in großen 
Mengen zu bekommen. Dieſes Ziel konnte aber 
nur auf die Weiſe erreicht werden, daß man durch 
den Anreiz großer Gewinne möglichſt viel Fa⸗ 
briken zur Umſtellung und zu fortwährender 
Erweiterung bewog. Dieſe Methode hat zweifel⸗ 
los dazu geführt, unſere Induſtrie in dieſem 
Kriege zu beiſpielloſen Leiſtungen anzuregen. 
Ebenſo zweifellos iſt allerdings, daß ſie im 
Herbſt 1916 übertrieben wurde, als man zum 
Zwecke der Durchführung des Hindenburgpro⸗ 
gramms — von den Eiſenpreiſen angefangen — 
die Erzeuger ſelbſt die Preiſe beſtimmen ließ und 
ſie ohne viel Zögern bewilligte. Man kann 
heute hinterher ſehr zweifeln, ob dieſe Methode 
den Erfolg hatte, den man von ihr erwartete, 
und ob ſie überhaupt richtig war. Aber man 
kann ſich nicht gut, nachdem man ſie angewandt 
hat, darüber wundern, daß große Gewinne in 
den induſtriellen Betrieben erzielt wurden. Denn 
gerade dieſe großen Gewinne haben ja — vor 
aller Augen — unſer geſamtes wirtſchaftliches 
Leben revolutioniert. Sie haben die hohen Löhne 
geſchaffen und letzten Endes die Preisſteigerung auf 
dem Lebensmittelmarkt hervorgerufen. Und ſie 
ſind ja ſchließlich auch in den ſechs Milliarden 
zum Vorſchein gekommen, die die Kriegsgewinn⸗ 
ſteuer bisher erbracht hat. 


Es handelt ſich hier eben um gar keine ge⸗ 
heimen Vorgänge, ſondern vielmehr um eine Er⸗ 
ſcheinung, die man gewollt und bewußt hervorge⸗ 
bracht hat. Man ſoll ſich daher auch hüten, in der 
öffentlichen Diskuſſion ſie zu verurteilen und ſie 
irgendwie ethiſch zu klaſſifizieren. Dagegen 


dürfte man wohl allgemein darüber einig ſein, 
daß man alle Kriegsgewinne nach dem Krieg 
beſonders ſtark ſteuerlich erfaſſen muß. Dadurch 
kann man dann jenen Ausgleich ſchaffen, der 
auch dem ſozialen Empfinden gerecht wird. 
Eine andere Frage iſt es, ob man nicht 
ſchon jetzt Vorſorge dafür treffen muß, daß 
ſämtliche Heereslieferungen auf ihre kalkula⸗ 
toriſchen Grundlagen hin nachgeprüft werden. 
Wenn ich recht unterrichtet bin, ſo beſtehen bei 
der Wumba bereits Vorkehrungen ſolcher Art in 
Geſtalt beſonderer Referate. Es iſt ja nun eine 
organiſatoriſche Frage, die ich nicht bis in alle Ein⸗ 
zelheiten zu beurteilen vermag, ob es angängig iſt, 
noch im Laufe des Krieges das geſamte Be⸗ 
ſchaffungsweſen bei der Wumba zu zentraliſieren. 
Aber es ſcheint mir ſehr wohl möglich, dort 
die Nachprüfungen auch für ſolche Stellen zu⸗ 
ſammenzufaſſen, die bei der Vergebung vorläufig 
noch dezentraliſiert arbeiten. Um die Grundlagen 
für ſolche Nachprüfungen zu beſchaffen, wird es 
meines Erachtens notwendig ſein, eine neue 
Bundesratsverordnung zu erlaſſen. Denn die Be⸗ 
kanntmachung des Reichskanzlers über die Aus⸗ 
kunftspflicht vom 12. Juli 1917 genügt dafür 
nicht vollkommen. Es iſt mir mindeſtens zweifel⸗ 
haft, ob es ſich dabei nicht mehr um Auskünfte 
über Warenvorräte und zum Zwecke von Roh⸗ 
materiallieferungen als um Angaben über indu⸗ 
ſtrielle Kalkulationen handelt. Inſoweit ſich bei 
ſolchen Nachprüfungen wucheriſche Uebervor⸗ 
teilungen des Staates herausſtellen ſollten, wird 
natürlich mit exemplariſcher Beſtrafung vor⸗ 
gegangen werden müſſen. Mber man foll ſich doch 
auch nicht verhehlen, daß die Feſtſtellung wuche⸗ 
riſcher Uebervorteilungen mit ganz außerordent⸗ 
lichen Schwierigkeiten verknüpft iſt. Die land⸗ 
läufige Meinung glaubt zwar vielfach, daß hier, 
wenn auch nicht dieſelben, ſo doch ähnliche Grund⸗ 
ſätze angewandt werden können, wie bei der Be⸗ 
urteilung der Preisbemeſſung von Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfes durch die Preisprüfungs⸗ 
ſtellen und Kriegswucherämter. Aber man ſollte 
nie vergeſſen, daß all jene Verordnungen, auf 
denen dieſe Veranſtaltungen fußen, ganz andere 
Verhältniſſe vorausſetzen. Sie ſollen verhüten, 
daß die marktloſe Geſtaltung der Kriegskon⸗ 
junktur durch Aufſtapelung von Waren, die nicht 
vermehrbar find, wucheriſch ausgenutzt werden 
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kann. Ganz anders liegen die Dinge beim in⸗ 
duſtriellen Fabrikationsbetrieb. Hier läßt ſich zum 
Beiſpiel fon ein Normalzuſchlag zu den Selbſt⸗ 
koſten ſchwer überall gleichmäßig feſtſetzen. Denn 
abgejehen davon, daß die Frage nach den wirk⸗ 
lichen Selbſtkoſten bereits ein Problem für ſich 
bildet, hat auch die Heeres verwaltung kein Inter⸗ 
eſſe daran, das Streben beim Fabrikanten zu 
unterdrücken, durch die Verbeſſerung der Technik 
ſeine Selbſtkoſten zu ermäßigen. Eine ſolche 
Unterdrückung aber muß ſich notwendigerweiſe 
ergeben, wenn der Fabrikant keinen Nutzen mehr 
darin ſieht, die Selbſtkoſten zu ermäßigen, weil 
ihm die Zuſchläge zu dieſen diktiert ſind. Man 
müßte denn gerade das Syſtem wählen, wenigſtens 
einen erheblichen Teil der durch verbeſſerte Technik 
erſparten Produktionsgewinne dem Fabrikanten 
zu belaſſen. Außerdem iſt bei der Kriegsarbeit 
doch auch noch zu berückſichtigen, daß faſt an allen 
Fabrikſtätten die Gewinne ſchon deshalb über 
das Normalmaß hinausgehen müſſen, weil viel⸗ 
fach die ſtarke Inanſpruchnahme der Maſchinen 
deren völlige Erſetzung nach dem Kriege ver⸗ 
langt oder gar die Geſamtanlagen, deren Er⸗ 
richtung Millionen verſchlungen hat, durch die 
Wiederumſtellung zur Friedensarbeit unbrauch⸗ 
bar geworden ſind. 


Dieſe Schwierigkeiten ſollen nun aber nicht 
etwa unſere Behörden von der Nachprüfung 
abſchrecken. Sie zeigen vielmehr gerade, wie 
notwendig ſie ſind. Nicht bloß um offenbare 
Uebervorteilungen aufzudecken, ſondern minde⸗ 
ſtens ebenſoſehr, um Erfahrungen für die Zu⸗ 
kunft zu ſammeln. Erfahrungen, die nicht nur 
einem zukünftigen Kriege, ſondern auch den 
Heeresbeſchaffungen im Frieden zugute kommen 
werden. Denn es wird ja doch nun einmal not⸗ 
wendig werden, auch dafür beſtimmte Grundſätze 
aufzuſtellen. Solche Grundſätze können aber nicht 
ohne eingehende Studien der induſtriellen Pro⸗ 
duktionsbedingungen gewonnen werden. Schon 
jetzt muß die Militärverwaltung dafür ſorgen, jich 
einen Stamm zuverläſſiger Beamten heranzu⸗ 
ziehen, wie ja überhaupt jetzt ſchon in Er⸗ 
wägung gezogen werden ſollte, wie man für 
künftige Kriegsfälle ein wirtſchaſtlich gebildetes 
und kaufmänniſch geſchultes Reſerveoffizierkorvs 
für das Vaterland heranbildet. 
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Deutſche Finanzreform 


Die Neuregelung des Finanzweſens des Deut⸗ 
iden Reiches, die nach dieſem Kriege notwendig 
werden wird, wird allgemein mit dem Schlagwort 
„Finanzreform“ bezeichnet. Das iſt keine glückliche 
Bezeichnung. Denn das Wort iſt in der neueren 
deutſchen Finanzgeſchichte ſehr häufig geweſen. Und 
es hat keinen guten Klang. Nicht bloß, weil bei 
jeder neuen ſogenannten Finanzreform der Steuer- 
zahler erheblich in Witleidenſchaft gezogen iſt. Auch 
der Finanztheoretiker hat dieſe Finanzreformen in 
keinem guten Gedenken. Denn jede bezeichnete 
alles andere eher als Reformen. Entweder wurden 
von vornherein überhaupt gar keine das finanzielle 
Weſen der Dinge berührende Aufgaben geſtellt, oder 
die Aufgaben wurden wenig glücklich, oberflächlich 
und ſyſtemlos gelöſt. 

Nun wird von vornherein das Problem der 
kommenden Finanzreform allein ſchon aus dem 
Grunde erheblich ernſter ſein, als die Summen, 
die dabei aufgebracht werden müſſen, alles in den 
Schatten ſtellen werden, was bisher von Steuer- 
und Finanzreformen in Deutſchland bewältigt wer- 
den mußte. Die Schuldenlaſt, die dem Deutſchen 
Reiche nach dem Kriege verbleiben wird, wird all- 
gemein einſchließlich der Kapitaliſierung der 
Hinterbliebenen- und Kriegsbeſchädigtenabfindungen 
auf mindeſtens 150 Milliarden “ beziffert. Dabei 
gingen bisher alle Schätzer von der Annahme 
aus, daß im Frühjahr 1918 der Krieg ſein Ende 
gefunden haben werde. Unter Diejer — ſchon jetzt 
nicht mehr zutreffenden — Vorausſetzung würde in 
der Annahme, daß die Verzinſung und Til- 
gung dieſer Schuldenlaſt mit etwa 6% veran⸗ 
ſchlagt werden müſſe, der jährliche Finanz mehr⸗ 
bedarf des Deutſchen Reiches gegenüber dem 
regelmäßigen der Friedenszeit rund 9000 Millionen 
(9 Milliarden) % betragen. Um die Bedeutung 
dieſer Ziffern in vollem Umfange zu erkennen, iſt 
es notwendig, die folgenden Ziffern pon einſt und 
jetzt gegenüberzuſtellen: Die Schuld des Deut⸗ 
iden Reiches, die infolge der franzöſiſchen Kriegs⸗ 


entſchädigung Ende des Jahres 1875 auf etwa 120 - 


Millionen “ zurückgegangen war, betrug im Fahre 
1913 kurz vor dem Kriege 4875 Millionen M, aljo 
noch nicht einmal 5 Milliarden „. Withen: 5 Wil- 
liarden H Schulden vor dem Kriege, 150 Wil⸗ 
liarden J Schulden als Ergebnis von noch nicht 
drei Kriegsjahren, insgeſamt alſo eine bleibende 
Schuld von 155000 Millionen / gegen noch nicht 
5 Milliarden K. vor dem Kriege. Die Ausgaben 
für Verzinſung und Tilgung beliefen ſich nach dem 
Voranſchlag für das Etatsjahr 1913 auf 235,5 Mil- 
lionen “. Mithin aljo: rund 210 Millionen „ vor 
dem Kriege, 9240 Millionen / mindeſtens nach 
dem Kriege. Bei dieſen Ziffern muß man immer 
wieder in Erinnerung bringen, daß es ſich um 
ein jährliches Mehr handelt. 


Man wird zugeben müſſen, daß ſchon alle in 
Zahlenvergleiche die Größe des Problems 
unſerer künftigen Geldbeſchaffung kennzeichnen. 
Wenn man, immer dieſe Tatſachen vor Augen, 
die Geſchichte der ſogenannten Finanzreformen bis 
zum Jahre 1913 durchblättert, ſo nehmen ſich die 
einzelnen Kapitel dieſer Geſchichte winzig und wirr 
aus. Winzig, in bezug auf die Zahlen, die dabei 
eine Rolle ſpielten. Wirr, wenn man ſich nur 
einmal des Gelärms erinnert, das in allen Volks⸗ 
kreiſen, in allen Volksverſammlungen und Zits 
ſammenkünften der Intereſſenten und im Parla⸗ 
ment aus Anlaß all jener Finanzreformen gemacht 
wurde. Denn um welche Kleinigkeiten haben wir 
uns damals herumgeſchlagen! Wenn Steuern, die 
nur ein paar Millionen ergaben, auf dieſen oder 
jenen Perſonenkreis oder auf dieſe oder jene Gruppe 
von Erwerbstätigen gelegt werden ſollte, ſo hat 
es nie an den lebhafteſten Proteften und an der 
beſtimmten Erklärung gefehlt, dieſe Steuer ſei un⸗ 
möglich zu tragen. Und wie glücklich wären wir 
heute, wenn wir uns die alten Zeiten zurückzaubern 
könnten! Wie gern würde jede Gruppe und jeder 
Einzelne unter uns ein Vielfaches von den früheren 
Laſten tragen, wenn wir damit die Leiden und die 
Opfer des Krieges austilgen und die viel größeren 
Opfer vermeiden könnten, die jedem von uns in 
der Zukunft auferlegt werden müſſen. 

Es ſcheint mir unerläßlich, um der neuen Res 
form das richtige Verſtändnis entgegenzubringen, 
die Finanzgeſchichte bis zum Kriege und die frühe— 
ren Teilreformen einer Betrachtung zu unterziehen. 
Um das Problem der früheren Finanzreformen und 
deſſen eigenartige Vielſchichtigkeit zu verſtehen, muß 
man ſich vor allem einmal den Inhalt des Artikels 70 
der Neichsverfaſſung vor Augen führen, der bisher die 


dieſe 


Grundlage für die Finanzgebarung des Reiches 
bildete. Dieſer Artikel 70 lautete urſprünglich fol- 
gendermaßen: 


„Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ans⸗ 
gaben dienen zunächſt die aus den Zöllen und 
gemeinſamen Steuern, aus dem Eiſenbahns, Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen, ſowie aus den übrigen 
Verwaltungszweigen fließenden gemeinſchaftlichen 
Einnahmen. Inſoweit die Ausgaben durch dieſe 
Einnahmen nicht gedeckt werden, ſind ſie durch 
Beiträge der einzelnen Bundesstaaten nach Maß⸗ 
gabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche in 
Höhe des budgetmäßigen Betrages durch den 
Reichskanzler ausgeſchrieben werden. Inſoweit 
dieje Beiträge in den Ueberweiſungen keine. 
Deckung finden, ſind ſie den Bundesſtaaten am 
Jahresſchluß in dem Maße zu erſtatten, als die 
übrigen ordentlichen Einnahmen des Reiche deſſen 
Bedarf überſteigen. 

Etwaige Ueberſchüſſe aus den Vorjahren die⸗ 
nen, inſoweit durch das Geſetz über den Reihs- 
haushalts⸗Etat nicht ein anderes beſtimmt wird, 
zur Deckung gemeinſchaftlicher außerordentlicher 
Ausgaben.“ 

Die Betriebs einnahmen 


des Reiches 


fließen im weſentlichen aus dem Poſt⸗, dem Tele- 
graphen⸗ und dem Fernſprechweſen, aus der Reichs⸗ 
druckerei und aus dem Gewinnanteil der Reichsbank. 
Daneben ſpielen dann die wichtigſte Nolle die Zölle 
und die verſchiedenen Verbrau chsſteuern. Alle 
dieſe Einnahmen kommen automatiſch in der Höhe. 
die die Konjunktur jedes einzelnen Jahres beſtimmte. 
der Reichskaſſe zugute. Da vorauszuſehen war, daß 
mindeſtens im weiteren Verlaufe der Wirtſchaft des 
Reiches dieſe Einnahmen allein nicht ausreichen konn— 
ten, mußte ein anderes Einnahmeelement eingefügt 
werden, um damit jederzeit einen Ausgleich im Etat 
herzuſtellen. Dieſes Element bildeten die Matris 
kularbeiträge. Die Matritularbeiträge ſtellen 
die Umlagen auf die Reichsmitglieder dar. Man kann 
ſich am beſten das Verhältnis der Bundesſtagten zum 
Reich in volkstümlicher Weiſe derart klar machen, 
daß die Fürſten und ihre Völker im Fahre 1871 
einen Verein unter dem Namen „Deutſches Neich“ 
gegründet haben, dem die einzelnen Staaten als 
Mitglieder beitraten. Von dieſen Mitgliedern wur— 
den keine feſten Vereinsbeiträge erhoben, ſondern 
ſie waren verpflichtet, den anderweitig nicht auf- 
zubringenden Teil der Einnahmen durch Umlagen 
zu decken. 

Dieſe Matrikularbeiträge bildeten den bewege 
lichen Faktor in der Rechnung des Reiches. Und 
m dieſer Beweglichkeit lag zu einem erheblichen Teil 
auch ihre politifgye Bedeutung. Denn gerade durch 
dieſe Matrikularbeiträge wurde dem Reichstag fein 
Budgetrecht, das Recht zur Bewilligung von Aus- 
gaben und Einnahmen auch faktiſch gewahrt. Er 
hatte es bheoretiſch nach der Verfaſſung, und es 
konnte aus keiner Einnahme eine Ausgabe gemacht 
werden, ohne daß der Reichstag fie etatsmäßig bes 
willigte. Allein es war in der Praxis und nament- 
lich in den Fällen des Konflikts, für den einzig 
und allein ja doch ſchließlich die ausgeklügelte 
Schärfe von Verfaſſungsparagraphen beſtimmt ift, 
ſehr ſchwer zu verhindern, daß Einnahmen, die ohne 
weiteres in die Reichskaſſe floſſen, auch ausgegeben 
wurden. Zu ſolchen Einnahmen gehören nun 
Steuern, Zölle und Gebühren ohne Zweifel. Denn 
iſt einmal das Geſetz, auf Grund deſſen ſolche in— 
direkten Steuern und Betriebsabgaben erhoben wer— 
den, verabſchiedet, ſo erneuert ſich die Einnahme Jahr 
für Jahr von ſelbſt wieder, ohne daß die geſetzgebende 
Körperſchaft auf ihre Höhe irgendeinen Einfluß zu 
nehmen vermag. Anders iſt es natürlich bei den 
Verbandsbeiträgen, die von Jahr zu Jahr in be— 
ſtimmter Höhe bewilligt werden müſſen und die 
eden nicht erhoben werden dürfen und daher auch 
nicht vorhanden ſind, wenn ſie nicht bewilligt 
werden. 

Die Matrikularbeiträge hatten nicht nur eine 
ganz beſondere finanz⸗politiſche und budgetrechtliche, 
ſondern auch eine ganz beſonders rein politiſche 
Bedeutung von Anfang an. Es handelte ſich bei 
ihrer Einführung nicht nur um die Regulierung und 
Wahrung des Vudgetrechts des Neichstages, ſon⸗ 

en auch gleichzeitig um die finanzielle Mite 
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beſtimmung der deutſchen Fürſten, als deren Ber- 
tretung der Bundesrat galt. Denn die Zuſtimmung 
des Bundesrates war zur Feſtſetzung des Etats 
ja genau ſo notwendig wie die Zuſtimmung des 
Reichstags. 

Nun iſt es intereſſant, zu beobachten, daß 
der Kernpunkt der erſten Finanzreformen fajt. 
immer dieſe finanzielle Verbindung zwiſchen Neich 
und Bundesſtaaten bildete, und daß dieſe erſten Rez 
formen nicht deshalb vorgenommen wurden, weil 
das Neich Geld brauchte, ſondern weil den Bundes- 
ſtaaten und dem Reichstag das finanzielle Mit⸗ 
beſtimmungsrecht erhalten werden ſollte. Kennzeich— 
nend war dieſer Zuſtand namentlich bei der erſten 
Finanzreform. Das Fahr 1879 bezeichnet den Wende— 
punkt der Handelspolitik des Deutjchen Reiches, den 
Uebergang vom Freihandel zum Schutzzoll. Für 
die Einführung des Schutzzolles ſind finanzielle 
Gründe durchaus nicht allein ausſchlaggebend ge⸗ 
weſen. Die Strömungen und Beſtrebungen, die 
ſchließlich zur Aufſtellung und Verabſchiedung des 
Zolltarifs von 1879 führten, find überaus viel- 
geſtaltig. Sie ſind politiſcher, handelspolitiſcher und 
gewerbepolitiſcher Natur geweſen. Freilich hat die 
Vergrößerung des finanziellen Bedarfs des Neiches 
dabei auch eine gewiſſe Rolle geſpielt. Aber es wird 
heute niemand beſtreiten wollen, daß die Höhe der 
einzelnen Zollſätze nicht dem Maße des aufzu⸗ 
bringenden Finanzbedarfs entſprach, ſondern ledig⸗ 
lich aus wirtſchaftspolitiſchen Geſichtspunkten her— 
aus erfolgte. Das hatte zur Folge, daß ſich 
mit großer Wahrſcheinlichkeit die Tatſache einer 
Einnahme vorausſehen ließ, die weit über den 
nächſten Finanzbedarf hinausging. Und es war eine 
der eifrigſten Sorgen des Reichstags, das Budget- 
recht des Reichstags dadurch zu wahren, daß Die 
Matrikularbeiträge weiter ein beweglicher Fäktor 
blieben. Denn hätte man in vollem Umfange die 
neu zu erwartenden Zolleinnahmen der Neichskaſſe 
belaſſen, fo würde die Einnahme des Reiches erheb— 
lich mehr betragen haben als das Reich zu berang- 
gaben hatte. Auf alle Fälle aber würde die Be- 
willigung von Matrikularbeiträgen in Wegfall ge⸗ 
kommen fein. Das Reich hätte eine vollkommen 
eigene Wirtſchaft gehabt. Die Finanzverbindung 
zwiſchen Reich und Bundesſtaaten wäre aufgehoben 
und damit natürlich auch die bisher beliebte Form 
der Wahrung des Bnudgetrechtes des Reichstages 
aus der Welt geſchafft worden. 

Das Refultat ſolcher Erwägungen war jener 88 
des Zolltarifgeſetzes, der unter dem Namen „Die 
Fraukenſteinſche Klauſel“ bekanntgeworden iſt. Nach 
der Beſtimmung der Fraukenſteinſchen Klauſel wurden 
die Einnahmen aus dem Zoll und den Tabakſteuernz 
die über 130 Millionen u hinausgehen ſollten, den 
einzelnen Bundesſtaaten nach Maßgabe der Bevölke— 
rung überwieſen. Es ſollte dadurch eben Sorge 
getragen werden, daß die Einnahmen des Reiches an 
Stelle des Defizits, zu deffen Deckung Matrikular— 
beiträge ausgeſchrieben und erhoben werden müßten, 
nicht etwa einen Ueberſchuß erbrachten, der zur freien 
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Verfügung des Reichskanzlers ohne Witwirkung des EU wiefen werden ſollten, und ferner beſtimmte die 


Reichstages ſtand. iE 
dienten die Finanzgeſetze vom 1. Juli 1881, 24. Juli 
1887 und 16. Juni 1895. Sie überwieſen den Bundes⸗ 
ſtaaten den Ertrag der Reichsſtempelabgaben und die 
Eingänge aus der Verbrauchsabgabe von Branut⸗ 
wein einſchließlich der Brennſteuern. Auf dieſe Weiſe 
erhielt die Finanzgebarung des Reiches eine ganz 
eigenartige Geſtaltung: Die Neichskaſſe erzielte tat⸗ 
ſächlich wie vorauszuſehen war — aus den Zöllen 
und Steuern weſentlich mehr Einnahmen, als fie ver- 
brauchte. Sie war aber durch die feſtſtehenden Uebers 
weiſungen gezwungen, davon ſoviel an die Bundes⸗ 
ſtaaten abzugeben, daß der Reichsetat in feinem Vor⸗ 
anſchlag in jedem Jahr ein Defizit vorſah, zu deſſen 
Deckung der Reichskanzler mit Zuſtimmung des 
Bundesrates und des Veichstages die entſprechenden 
Matrikularbeiträge von den Bundesſtaaten aus⸗ 
ſchreiben mußte. Das Ganze bedeutete zunächſt nur 
eine Rechenoperation: Das Reich ſchrieb den bundes⸗ 
ſtaatlichen Finanzkaſſen die zu überweiſenden Beträge 
gut und belaſtete fie für die Nlatrifularbeiträge. 
Und die Ueberſchüſſe, die zugunſten der Bundes⸗ 
ſtaaten ſich ergaben, wurden an dieſe abgeführt. 


Solche Ueberſchüſſe waren vor der Hand tatſächlich 
in jedem Jahr vorhanden. Die Beitragspflicht zum 
Reich machte jiġ mithin für die Bundesſtaaten 
nicht weſentlich fühlbar. Im Gegenteil: ſie bezogen 
aus den finanziellen Erträgniſſen der RMeichsgeſetze 
von Jahr zu Jahr recht erhebliche Einnahmen. Das 
war ja für die einzelſtaatlichen Finanzminiſter 
ſehr angenehm. Aber es verkehrte doch im Grunde 
jenes finanzielle Verhältnis zwiſchen Bundesſtaaten 
und Reih, wie es bei der Reichsgründung gedacht 
war. Wenn damals auch vielleicht bei einzelnen Köpfen 
die Abſicht beſtanden hatte, das Reich dauernd aus 
der Taſche der Bundesſtaaten leben zu laſſen da⸗ 
gegen ſpricht ja ſchon der urſprüngliche Text des 
Artikels „ fo ſtand man andererſeits dem Ge— 
danken jedenfalls vollkommen fern, die Bundesſtaaten 
zu „Koſtgängern“ des Reiches werden zu laſſen. 
Seit Beginn der Mer Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts machte ſich im Reichstage mehrfach auch 
die Tendenz geltend, die Ueberweiſungen an die 
Bundesſtaaten herabzuſetzen. Aber erſt am 16. April 
1896 kam das erſte aus der großen Reihe jener 
Geſetze zuſtande, die nach dem damaligen Zentrums⸗ 
führer Lieber den Namen „leges Lieber“ trugen. 
Jenes erſte Geſetz änderte zunächſt die Franken⸗ 
ſteinſche Klauſel dahin ab, daß erſt diejenigen Ein- 
nahmen aus den Zöllen und Verbrauchsſteuern 
die über 143 Millionen % hinausgehen früher 
130 Millionen H an die Bundesſtaaten Über- 


Ungefähr den gleichen Zwecken 


„Lex-Lieber“ vom 16. April 1896, daß die Hälfte 
des geſamten Ueberſchuſſes der Ueberweiſungen über 
die Matrifularbeiträge hinaus zur Verminderung 
der Neichsſchuld zurückbehalten werden ſollten. 


Inzwiſchen hatte ſich nun die Finanzlage 
des Reiches aber weſentlich verändert. Die Aus⸗ 
gaben waren gewachſen, allerdings auch die eigenen 
Steuereinnahmen des Reiches. Jedoch die ſcharfen 
politiſchen Kämpfe, die ſich an die verſchiedenen 
Militär- und Flottenvorlagen änknüpften, ließen 
es nur wenig erwünſcht erſcheinen, immer wieder 
auf die der Reich Finanzgebarung eigentümlichen 
direkten Steuern allein zurückzugreifen. Und wäh— 
rend bis in das Jahr 1902 noch flott weiter alljährlich 
neue Leges-Lieber fabriziert wurden, war im Jahre 
1899 plötzlich der Ueberſchuß der Ueberweiſungen an 
die Bundesſtaaten über die angeforderten Matrikular⸗ 
beiträge verſchwunden. Seit jenem Jahre begann der 
Kampf um die „ungedeckten“ Matrifularbeiträge. 


Mit dieſem techniſchen Ausdruck wurden die 
Mehrforderungen an die Bundesſtaaten über die 
Reichsüberweiſungen hinaus bezeichnet. Dieſe Mehr- 
forderungen verurſachten den bundesſtaatlichen Fi- 
nanzminiſtern arges Kopfzerbrechen. Denn in den 
Jahren der fetten Ueberweiſungen hatten die Bundes⸗ 
ſtaaten entweder flott ausgegeben, oder hohe Ueber⸗ 
ſchüſſe aufgeſpeichert und verſteckt, und ſie mußten 
nun entweder ihre direkten Steuern erhöhen, oder 
aber auf irgendeinem Umwege den Etat ſo geſtalten, 
daß ſie ſich mit Anleihen belaſteten, die ſchließ⸗ 
lich letzten Endes zur Bezahlung der Watrikular⸗ 
beiträge aufgenommen wurden. Durch neue Re- 
formen“ wurde nun zunächſt feſtgelegt, daß an ſolchen 
ungedeckten Watrikularbeiträgen nur höchſtens 
21 Millionen / erhoben werden durften. Man 
braucht nicht fo weit zu gehen, wie Laband*) es tut, 
der die Falkenſteinſche Klauſel für verfaſſungswidrig 
in die Neichsfinanzen und in ihr Verhältnis zu den 
bundesſtaatlichen Finanzen gebracht hat, das haben 
die Zuſtände, die um die Wende des Jahrhunderts 
herrſchten, deutlich gezeigt. Insbeſondere hatte aber 
die Frankenſteinſche Klauſel eine vollkommene Um⸗ 
kehrung des urſprünglichen Gedankens der finanziellen 
Beitragspflicht der Bundesſtaaten an das Reich 
bewirkt, und den Gipfel erreichte diefe Verkehrung 
aller Begriffe in dem Beſchluſſe, die ungedeckten Ma⸗ 
trikularbeiträge auf 24 Millionen „ zu beſchränken. 

) G. B. 
(Weitere Artikel folgen.) 


*) Paul Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen 
Reiches, 4. Band, Seite 380. 


— 82 


Bevue der Preffe. 


Es kann als ſicher angenommen werden, daß 
die Welt heute in der Geſamtheit aller Nahrungs- 
mittel mit einer durchſchnittlich geringeren Menge 
als bisher auskommt. Der „Erſatz“ ſpielt dabei 
eine bedeutſame Rolle. Die Fleiſchnahrung ſelbſt 
bat nachgelaſſen, und die Erzeugung von Brot- 
getreide hat fih durchſchniltlich erheblich vermindert. 
In einem 

Zur Ernährungsfrage der Welt 
überſchriebenen Artikel teilt die „Berliner 
Börfen= Zeitung“ (24. Februar) einiges von 
Jutereſſe mit. Das große Exportland Amerika iſt 
in der Lage, das Problem der Weizennot durch die 
Heranziehung bedeutender Maisvorräte zu löſen. 
Für die Zeit vom Februar bis Ende Juni, dem 
Reit der amerikaniſchen Ernteſaiſon, glaubt man 
drüben noch 90 Mill. Buſhels Weizen zum Ex⸗ 
port zu bringen. Ein Vergleich mit denſelben Mo- 
naten in der Friedenszeit ergibt folgendes Bild: 


1913 1912 1911 1910 
un Bushels Bushels Bushels Bushels 
‘Februar 9194000 4939000 5109000 3 355 000 
März - 8829000 5624000 5581000 3 160 000 
April 10 819 000 4 738 000 5 197 000 5 037 000 
Maß 178 000 4 325 000 5 810 000 4597 000 


Junii 9 148 000 3 088 000 3 880 000 2 833 000 
zufammen 39168 000 22714 000 25 77 000-1 562.000 
Zur normalen Deckung von England, Franta 
reid, Belgien und Italien ſind 577,7 Mill. 
Buſhels nötig; es lagern aber in den über— 
ſeeiſchen Ländern 770 Mill. Buſhels. Auch ſoll die 
Argentinen-Erite vorzüglich fein. Die einzige Schwie⸗ 
rigfeit der Verſorgung, und zwar nicht die geringſte, 
liegt in der durch unſere U-Boote hervorgerufenen 
Frachtraumnot. Wenngleich alſo die Welt an ſich durch 
einen Getreidemangel nicht bedroht ift, fo muß doch 
bei konſequenter Durchführung unſeres U⸗Bootkrieges 
die Zeit kommen, wo die Ententeländer trotz alledem 
vor der Gefahr des Hungergeſpenſtes ſtehen. „Der 
Welthandel“ (22. Februar) veröffentlicht eine 
ſehr beachtenswerte Auslaſſung des Geh. Rats Prof, 
Dr. Nießer: 

Der heutige Stand der Frage der Stillegungen. 
Die Stillegungen können unmittelbar oder mittel⸗ 
bar erfolgen. Im erften Falle verfügt ſie die Be⸗ 
horde oder vielmehr eine Fülle von Behörden, was 
zu vielen berechtigten Klagen bisher Anlaß gab. Geh. 
Rat Rieker hat ſelbſt hierzu eine kurze Anfrage 
an den Reichskanzler gerichtet, und darauf im De⸗ 
zember 1917 die folgende Antwort erhalten: „Die 
allgemeine Bearbeitung der auf die Zuſammen⸗ 
legung und Stillegung von Betrieben bezüglichen 
Fragen iſt vom Neichswirtſchaftsamt übernommen 
worden; hierbei war in erſter Linie der Gedanke 
maßgebend, die auf verſchiedenen Stellen verteilten 
Maßnahmen in einer Hand zu vereinigen, um zu 
gewäßrleiſten, daß unter voller Verückſichtigung der 
Verhalrniſſe des Einzelfalles nach einheitlichen Ges 
ſichtspunkten verfahren wird.“ Zu dieſer nicht ganz 


klaren Antwort hat die Kommiſſion für Handel 
und Gewerbe eine Reihe von dem Reichstag zur 
Genehmigung vorzulegenden Beſchlüſſen gefaßt, wo⸗ 
bei zunächſt gefordert wird, „daß die unmittelbaren 
Stillegungen und Zuſammenlegungen lediglich von 
dem Reichswirtſchaftsamt als Zentralſtelle zu ver⸗ 
fügen ſind“ und zwar, wie hinzugefügt wurde, nur 
bei dringender Kriegsnotwendigkeit und nicht 
ohne zwingende Gründe. Auch wird für die mittleren 
und kleineren Betriebe eine „Vertretung“ im Ber- 
fahren gefordert, d. h. es ſoll ihnen rechtliches Ge⸗ 
hör gewährt werden. In den Fällen der mittel- 
baren Stillegung (Entziehung der Arbeitskräfte, 
Nohſtoffe uſw.) ſoll eine Beſchwerdeinſtanz und die 
Möglichkeit der Erwägung von Entſchädigungen beim 
Reichswirtſchaftsamt gegeben werden. Ein beſonders 
wichtiger Beſchluß der Kom miſſion lautet endlich: 
„daß für die Uebergangszeit Maßnahmen getroffen 
werden, die geeignet ſind, den im Kriege ſtill⸗ 
gelegten Betrieben tunlichſt bald wieder aufzuhelfen, 
namentlich durch ſchleunige Zuweiſung von Betriebs- 
ſtoffen und eine im Verhältnis zu den weiter be⸗ 
ſchäftigten Betrieben ſtärkere Zuweiſung von Nob- 
ſtoffen, ſowie durch vorzugsweiſe Abgabe von bei 
Kriegsende noch im Beſitz der Heeresverwaltung und 
Kriegsgeſellſchaften befindlichen Rohſtoffe und Be- 
triebsſtoffe zu möglichſt billigen Preiſen“ Der 
Sondervertrag des Deutſchen Reichs mit der Ukraine 
bietet dem Juriſten naturgemäß eine ſpannende 
Lektüre. In zwei Aufſätzen in der „Voſſiſchen 
Zeitung (1à. und 19. Februar) behandelt Rechts⸗ 
anwalt Dr. Erich E heck 
das Privatrecht im Friedensvertrag. 

Der ſelbſtverſtändliche 8 23 des Haager Ub- 
kommens beſtimmt ausdrücklich, daß das feind- 
liche Privateigentum im, Landkrieg unverletz⸗ 
lich und die Aufhebung oder zeitweilige Außer⸗ 
kraftſetzung der Rechte und Forderungen von An⸗ 
gehörigen der Gegenpartei oder die Ausſchließung 
ihrer Klagbarkeit unterſagt iſt. Dieſer Grundſatz 
gilt nicht für England, wie man weiß. Die Ord- 
nung des gegenwärtigen Chaos ijt natürlich un⸗ 
gemein ſchwer. Im Breſt⸗Litowsker Friedensinſtru⸗ 
ment hat das III. Kapitel die Ueberfchrift: „Wieder- 
herſtellung der Privatrechte“, das IV. Kapitel heißt 
„Erſatz von Zivilſchäden“, Oberſter Grundſatz ift: 
Die von beiden Teilen erlaſſenen Kriegsgeſetze treten 
ſamt und ſonders außer Kraft, ſoweit ſie gegen 
die Angehörigen des anderen Teils gerichtet find, 
Damit entſtehen aber beſonders ſchwierige Fragen, 
Was geſchieht z. B. mit den aufgehobenen Verträgen, 
mit den unwirkſam erklärten gewerblichen Schutz⸗ 
rechten, den gewaltſam liquidierten Unternehmungen? 
s gilt nun der Grundſatz, daß die Schuldver⸗ 
hältniſſe wiederhergeſtellt werden, was bei Nuß⸗ 
land, das kein allgemeines Handelsverbot erlaſſen 
hat, allerdings nicht allzu ſchwierig iſt. Ein Utas 
des Zaren hat aber November 1914 ein Zahlungs- 


verbot gegenüber Deutſchland verfügt. Würden 
nun heute, 1918, die Verträge ſo auszuführen ſein 
wie etwa im Yuli 1914, fo würden die allerſchwerſten 
Schädigungen eintreten. Ueber die Möglichkeit der 
Löſung dieſer Frage fehlt in dem Sondervertrage 
eine Beſtimmung. Es ift vielmehr die Entſchei— 
dung der innerſtaatlichen Rechtſprechung der 
beiden Staaten überlaſſen. Klar erſcheint uur, daß 
alle Schadenerſatzanſprüche gegen den, der durch 
den Krieg an der rechtzeitigen Bewirkung der 
Leiſtung behindert war, ausgeſchloſſen ſind. Be⸗ 
züglich der Zahlungsverbote ijt die Rechtslage ein⸗ 
fach, fie werden aufgehoben. Das unerfreulichſte 
Kapitel im Handelskrieg ſind jedoch die Zwangs⸗ 
liquidationen. Art. 12 ordnet an, daß alle Ueber- 
wachungen, Zwangsverwaltungen und Zwangs⸗ 
liquidationen aufzuhören haben und die Vermögens⸗ 
gegenſtände freizugeben ſind, was verhältnismäßig 
leicht durchzuführen ſein wird. Weſentlich ſchwieriger 
iſt der Fall, wo der Liquidator das Unternehmen 
oder Grundſtück bereits weiterveräußert hat. Der 
Vertrag beſtimmt hierzu, daß wohlerworbene Rechte 
Dritter nicht berührt werden ſollen. Aehnliche ſchwie⸗ 
rige Verhältniſſe liegen auf dem Gebiete des gewerb- 
lichen Rechtsſchutzes und des Urheberrechts 
(Patente). Jetzt liegt ein Urteil des Hanſeatiſchen 
Oberlandesgerichts vom 18. Januar 1918 vor, das 
ſich bemerkenswert mit der Frage: 
Was iſt Kettenhandel? 

beſchäftigt und das im „Konfektionär“ 
(28. Februar) anläßlich eines Falles veröffentlicht 
wird, wo ſich ein Kaufmann nachträglich dem ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäft mit der Motivierung, es läge 
Kettenhaudel vor, entziehen wollte. Die inter- 
eſſante Entſcheidung führt folgendes aus: „Das 
bloße Gehen der Ware von Hand zu Hand iſt 
keineswegs immer verbotener Kettenhandel. Hat ein 
Kaufmann Lebensmittel im großen erworben, fo 
muß er ſie naturgemäß wieder abſetzen. Dazu bedarf 
es beſonderer Verbindungen und Gelegenheiten. 
Nicht jeder Großhändler hat die Möglichkeit, die 
Ware unmittelbar dem Verbraucher zuzuführen. Feh⸗ 
len ihm die Verbindungen, ſo muß er eben, will 
er nicht die Ware zurückhalten und gerade dadurch 
das Intereſſe der Allgemeinheit ſchädigen, an einen 
anderen Großhändler weiter verkaufen, der viel⸗ 
leicht die zum Vertrieb an das Publikum unent⸗ 
behrlichen Kleinhändler und Konſumenten an der 
Hand hat. In dieſem Verhalten des Kaufmanns, der 
alſo notgedrungen die Ware au einen anderen Groß— 
händler veräußern muß, ſoll ſie nicht liegen bleiben, 
kann etwas Unzuläſſiges nicht erblickt werden, falls 
nicht etwa das Weiterveräußern dazu benutzt wird, 
eine unangemeſſene Preisſteigerung herbeizuführen. 
Hiernach muß, um den Begriff des Kettenhandels 
zu erfüllen, ein weiteres Moment hinzukommen: Dus 
der objektiv ungerechtfertigten Verteuerung der Ware. 
Es hätte nachgewieſen werden müſſen, daß der Käufer 
der Ware, obwohl er Gelegenheit gehabt hätte, ſie 
ſelbſt nutzbringend an Konfumenten zu pers 
äußern, aus unlauteren Gründen, insbeſondere um 
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einen höheren Gewinn zu erztelen, es vorgezogen 
hätte, fie an einen anderen Großhändler zu ver- 
äußern, oder aber, daß er beim Abſchluß gewußt 
hätte, letzterer würde ſeinerſeits die Ware, anſtatt 
ſie alsbald dem Verbraucher zuzuführen, in ſpeku⸗ 
lativer Abſicht an einen anderen Großhändler weiter 
veräußern. Für alles dies fehlt es aber an jeg⸗ 
lichem Anhalt. Noch einmal Hamburgiſches 
Oberlandesgericht. Wie die „Voſſiſche Zei⸗ 
tung“ (1% Februar) unter der Ueberſchrift: 
Haftung der Bank im Giroverkehr 

berichtet, war der ungetreue Angeſtellte einer Ham- 
burger Firma zu der dortigen Volksbank gegangen 
und ließ ein Girokonto unter dem Namen der Firma 
einrichten. Darauf gab er im Geſchäftsverkehr uit 
deren Kunden dieſen die Anweiſung, Zahlungen für 
die Firma auf das Bankkonto bei der Volksbank 
einzuzahlen, wo er dann die eingegangenen Beträge 
abhob. Die natürlich ſo geſchädigte Firma verklagte 
die Bank auf Schadenerſatz. Land- und Oberlandes⸗ 
gericht wieſen fie ab, aber das Reichsgericht hob 
die Urteile auf und erkannte ſchließlich den An⸗ 
ſpruch an. Nach feiner Auffaſſung geht der Auf— 
trag, den ein Kunde mit Ueberweiſung oder Zah- 
lung eines Betrages an die Bank dieſer gibt, 
ſeinem wirklichen Sinne nach dahin, den über— 
wieſenen oder eingezahlten Betrag dem Vermögen 
des Gläubigers zuzuführen. Hatte nun tatſächlich 
der Gläubiger kein Konto, ſo ging die durch den 
Auftrag übernommene Verpflichtung der Bank da- 
für, dem Gläubiger die Leiſtung zur Verfügung 
zu halten. Schrieb ſie nun dieſen Betrag einem 
zwar unter der Firma des Gläubigers geführten, 
aber in Wahrheit nicht zuſtehendem Konto zu, jo 
hat ſie ihren Auftrag nicht erfüllt. Als erſchwerend 
wurde dabei angeſehen, daß die Bank die Identität 
des Antragſtellers nicht nachgeprüft habe, worin ein 
poſitives Verſchulden und damit die Pflicht zum. 


Schadenerſatz erblickt werden müſſe. Die 
gewaltigen Finanz⸗Aufgaben der Kommunen 


in dieſer Kriegszeit ſind bekannt; ſie gehen in 
die Milliarden. Bisher nun konnten die Städte 
und Gemeinden ihre finanziellen Bedürfniſſe faſt 
nur mit kurzfriſtigem Kredit befriedigen. Beſondere 
Probleme erwuchſen aber daraus noch nicht. Das 
wird erſt der Fall fein, wenn die Stadtvperwal⸗ 
tungen an die Konſolidierung dieſer kurzfriſtigen 
Schulden herangehen müſſen; man wird vor der 
Notwendigkeit ſtehen, ſie in langfriſtige, feſte An⸗ 
leihen umzuwandeln. Neue große Anforderungen 
ergeben jih da von ſelbſt. um nun der kommen⸗ 
den Schwierigkeiten der Uebergangswirtſchaft Herr 
zu werden, wird in einem größeren Aufſatze der 
„Berliner Börſen⸗ Zeitung“ (6. Februar) 
die 
Organiſation der Städteanleihen 

in Vorſchlag gebracht. Die allgemeine Reorgunijas 
tion des ſtädtiſchen Anleihemarktes würde dadurch 
weſentlich erleichtert, um der herrſchenden „Desorgani⸗ 
ſation“ zu begegnen. Vor allem müßten drei Haupt⸗ 
mängel des ſtädtiſchen Anleihemarktes beſeitigt oder 


gemildert werden, nämlich die Unannehmlichkeiten 
der Ausloſung, die relativ großen Kursſchwankun⸗ 
gen und die Zerſplitterung in eine Anzahl kleiner 
und kleinſter Anleihen. Von den vielen Vor⸗ 
ſchlägen erſcheint nach Anſicht des Verfaſſers die 
Zentraliſierung des Kommunalkre⸗ 
dits mit der Schaffung einer Städtebauk am 
meiſten diskutabel. Hierbei wird auch berichtet, daß 
ein neuer ſtädtiſcher Anleihetyp in München ges 
ſchaffen worden iſt. Dort hat die Stadtgemeinde 
die Erlaubnis erhalten, 10 Will. M. 5% Schuld- 
verſchreibungen in den Verkehr zu bringen. 
Unſere Filminduſtrie ſpielt zur Zeit, wie man 
weiß, nicht nur aus Vergnügungsgründen eine wich⸗ 
tige Rolle. Ihre Produkte gehen nicht nur unſere 
künftige Handelsbilanz an, ſie ſind vielmehr ein 
Faktor von politiſcher Bedeutung gegen die Lügen 
und Verhetzungen deutſchen Weſens im Auslande. 
Nun iſt es aber mit unſerer Filminduſtrie im Ver⸗ 
gleich zu den kapitalüber mächtigen ausländiſchen, be⸗ 
ſonders franzöſiſchen Geſellſchaften (Pathé freres, 
die 1897 bis 1912 ihr Aktienkapital von 1 Will. Fr. 
auf 30 Will. Fr. heraufſetzen konnten), nicht all- 
zu gut beſtellt, da das Fabrikationsſtadium rück⸗ 
ſchrittlich iſt, eine Ueberproduktion vorliegt und 
„wilde“ Fabrikanten ſtörend in die Entwicklung ein⸗ 
areifen. Deshalb gibt es, wie Hans Goslar in 
der „Voſſiſchen Zeitu ug“ (20. Februar) augs 


führt, nur einen fihtbaren Weg zur Gründung, 

den der E 
Kinos Konſolidierung. 

Dadurch würde der Konkurrenzkampf zwiſchen 


Deutſchland und 
weſentlich abgebaut werden und 
Chancen würden ſteigen. Wie 

duſtrie ſich entwickelt hat, erſieht man daraus, daß 
in Deutſchland allein nach einer oberflächlichen 
Schätzung etwa 2400 Kinotheater mit einem Durch— 
ſchnittswert von je 10000 M. (die großſtädtiſchen 
Prachttheater nicht eingerechnet) ihr Leben friſten. 
Um nun der franzöſiſchen, übrigens billiger arbei 
tenden Konkurrenz zu begegnen, iſt die Kino⸗Konſo⸗ 
lidierung bzw. Vertruſtung die einzige wirtſchaftlich 
vorteilhafte Bewegung. Der Krieg hat neben 
vielem anderen eine unerwünſchte Möbelnot ge— 
ſchaffen, die nicht unterſchätzt werden darf im Hin⸗ 
blick auf die ſich jung Verheiratenden und die zurück⸗ 
kehrenden Krieger nach dem Kriege. Herr Stadt⸗ 
ſekretär Bätz⸗ Offenbach a. M. glaubt nun ein 
Mittel für die 


unſere eigenen 
gewaltig die In⸗ 


Möbelnot 

gefunden zu haben, das er in der Zeilſchrift „Ko nu 
munale Praxis“ (16. Februar) zur Diskuſſion 
ſtellt. Er geht davon aus, daß es Pflicht jeder 
Gemeinde iit, hier helfend einzugreifen. Die Möbel⸗ 
verſorgung einem Verein (mit juriſtiſcher Perſon) 
zu übertragen, ſei nicht empfehlenswert, ebenſo 
wenig die Möglichkeit, daß die Gemeinde ſelbſt die 
Möbelbeſchaffung in die Hand nimmt. Der zweck⸗ 
mäßigſte und einfachſte Weg ſei vielmehr die Grün— 
dung einer G. m. b. H. (mit Korporationscharakter), 


Frankreich in der Kinobranche 
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au der ſich die Gemeinde mit einem allerdings 
nicht geringen Stammkapital beteiligen ſoll. um 
den etwaigen Möbelhamſtern von vornhereien das 
Handwerk zu legen, empfiehlt Herr Bätz eine Ra- 
tionierung mit Bezugsſchein (9. Da zu 
müſſe eine behördliche Einrichtung, ein ſtädti⸗ 
ſches Möbelamt, geſchaffen werden. Groß⸗ 
zügigkeit des genauer entwickelten Planes iſt Herrn 
Bätz nicht abzuſprechen, er verkennt aber auch keines⸗ 
wegs die Schwierigkeiten ſeiner Durchführung. 


Umschan. 


In den letzten Tagen hat vou 
den Berliner Universalbanken nur 
die Mitteldeutsche Kreditbank ihren Abschluss veröffent- 
licht. Ueber ihn ist gar nichts wesentliches zu sagen. 
Er bietet genau dasselbe typische Bild wie die übrigen 
Bilanzen: Eine Umsatzsteigerung von 13½ auf 20 Milliarden, 
ein Zuwachs an Kreditoren von 179 Millionen ıund, von 
denen nur 27 Millionen in Krediten festgelegt sind, alles 
übrige in flüssigen Aktivkonten. Der Bruttogewinn, der 
sich um 1,6 Milliarden 4% erhöht hat, wird von den ver- 
mehrten Unkosten bis auf 300 000 % rund aufgebraucht. 
Dieses Mehr des Reingewinns ist genau so berechnet, dass 
die Erhöhung der Dividende von 6½ͤ auf 7 möglich wird. 
Es handelt sich hier leider auch um eine künstliche Be- 
rechnung; denn die Mitteldeutsche Kreditbank hat leider 
seit des Krieges wie die anderen Berliner Banken auch 
die Geflogenheit angenommen, aus Effekten und Kon- 
sortien einen Gewinn überhaupt nicht aufzuweisen, Ich 
kann auch nur hier wiederbolt darauf hinweisen, dass 
schon um des schlechten Beispiels willen diese Methode 
unbeding? zu verurteilen ist, 


Bankabschlüsse. 


Herr Alexander Burger 
Frankfurt a. M. schreibt 
Das sonst an Bodenschätzen, besonders Eisen und Pe- 
troleum, reiche Russland ist ein kohlenarmes Land, da 
seine Kohlenvorräte in keinem Verhältnis zu seiner Aus- 
dehnung stehen. Seiner Produktionsziffer nach steht es 
unter den Ländern der Erde erst an siebenter Stelle und 
wird von Oesterreich-Upgarn, das zur Not den Eigen- 
bedarf zu decken vermag, noch um das Dreifache über- 
troffen. Im europäischen Russland „alten Stils“ betrug 
im Jahre 1910 die gesamte Kohlenförderung 24,57 Mill. 
Tonnen. Hiervon entfallen auf die beiden Hauptkohlen- 
bezirke, das Donezbecken im Süden und das Dombrowa- 
becken im Westen zusammen 95 Prozent der Gesamt- 
förderung Russlands. Von diesen 95 Prozent wurden 
drei Viertel im Donezbecken und annähernd ein Viertel 
im polnischen Steinkohlenrevier von Dombrowa gefördert. 
Da letzteres durch das Ausscheiden Polens aus dem 
russischen Staat für Russland verlorengeht, wäre dieses 
für die Zukunft fast ausschliesslich auf dag Donezbecken 
angewiesen, das aber den Giossrussen von der unab- 
hängigen Republik der Kosaken und der Volksrepublik 
der Ukraine streitig gemacht wird. Die Kohlenfelder im 
Donezgebiet erstrecken sich, wie wir der als 43. Heft 
der Finanz- und volkswirtschaftlichen Zeitfragen im Ver- 
lag von Ferdinand Enke in Stuttgart erschienenen Schrift 


Die russische Kohle. 


des verstorbenen Breslauer Geh. Bergrats Dr. F. Frech 
über „Die Kohlenvorräte in der Welt“ entnehmen, vom 
Gouvernement Poltawa bis in das Land der Donschen 
Kosaken, Es gehören dazu der südliche Teil des Gouver- 
nements Charkow, die östlichen Gebiete von Taurien und 
Jekaterinowslaw. Allerdings beträgt die durchschnittliche 
Mächtigkeit der einzelnen Flöze nur etwa ½% Meter bis 
1 Meter, ist also im Vergleich zu Westeuropa ziemlich 
geringfügie. Wenn trotzdem das Kohlengebiet am Donez 
günstige Zukunftsaussichten bietet, so beruht das mehr 
auf der Kohlenarmut Russlands als auf dem Reichtum 
des Vorkommens. Es findet sich in der Hauptsache 
Kokskohle, aber auch Magerkohle und Anthrazit. Auf 
dem Vorkommen baut sich die russische Eisenbahn- 
industrie auf, die auf die Donezkohle ausschliesslich au- 
gewiesen ist, Nach der Zusammenstellung des hervor- 
ragenden russischen Geologen Tschernytschew für den im 
Jahre 1913 in Toronto (Canada) abgehaltenen internationalen 
Geologenkongress betragen die Kohlenvorräte des Donez- 
reviers bis zu einer Tiefe von 1800 Metern insgesamt 
55,6 Milliarden Tonnen Kohle, von denen rund 18 Milli- 
arden Tonnen Steinkohle und rund 37,6 Milliarden Tonnen 
Anthrazit sind. Hiervon sind allerdings 20 Prozent, also 
11,2 Milliarden Tonnen, als Abbauverluste abzuziehen. 
Und es darf nicht ausser acht gelassen werden, dass von 
den noch verbleibenden 44,7 Milliarden Tonnen, nur 
etwa 24,8 Milliarden Tonnen in einer Tiefe bis zu 1000 
Meter Teufe liegen. Immerhin betragen die Kohlen- 
vorräte bis zu 1000 Meter doppelt soviel wie die von 
ganz Belgien. Würde die Förderung nicht über 20 
Millionen Tonnen im Jahr steigen, so würden die Vor- 
räte der oberen tausend Meter noch für etwa tausend 
Jahre ausreichen. Würde aber Russland infolge der ver- 
änderten politischen Verhältuisse einen rascheren wirt- 
schaftlichen Aufschwung nehmen, so würde natürlich der 
Abbau des Donezbeckens in einer verhältnismässig kürzeren 
Frist erfolgen. Günstig für die Verwertung der Donez- 
kohle sind die nahegelegenen gewaltigen Eisenerzlager- 
stätten von Kriwoi Rog mit 80 Millionen Tonnen Vorrat 
an metallischem Eisen und der Ilalbinsel Kertsch mit 
280 Millionen Tonnen. Man kann es also wohl ver- 
stehen, dass auch die maximalistischen Machthaber in 
Petersburg trotz der Aufstellung des Prinzips vom Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker auf diese Russlands Zukunft 
in ausschlaggebender Weise beeinflussenden Kohlen- und 
Eisenschätze nicht ohne weiteres verzichten wollen, zumal 
ja das an das oberschlesische Kohlenrevier anschliessende 
und geographisch wie geologisch zu ihnen gehörende 
Dombrowabecken für Russland endgültig verloren ist. 
3 Vorräte des Kohlenbeckens von Dombrowa, dessen 
Einverleibung durch Preussen die Oppelner Ilandels- 
kammer kürzlich gefordert hat, werden auf 2¼ Milli- 
aan Fonnen bis 1800 Meter Teufe geschätzt. Die 
e betrug im letzten Jahrzehnt zwischen 5 und 
6 Mill. Tonnen jährlich, so dass die Vorräte bis 1000 Meter 
Tiefe bei gleichbleibender Höhe der Produktion noch für 
etwa 200 Jese und bis 1800 Meter Tiefe auf etwa 350 
Jahre ausreichen dürften. Das ist für das neue Königreich 


Polen ein sehr wertvoller Besitz, da es sonst keine 


Kohlenlager zur Verfügung hat. Für die Lebensfähigkeit 
der oberschlesischen Industrie kommt aber dieser Bruch- 
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teil des oberschlesisch-polnisch-galizisch-mährischen Stein- 
kohlenbeckens nıcht in Frage, da der preussische Anteil 
dieses Vorkommens allein etwa 57 Milliarden Tonnen bis 
zu 1000 Meter Tiefe beträgt. Dagegen kommen die 2!/, 
Milliarden Tonnen des polnischen Anteils bis zu 1800 
Meter Tiefe kaum in Frage, zumal die polnische Kohle 
nur zu einem geringen Teil verkokbar, also für die 
Eisen-Industrie nur wenig verwertbar ist. Es könnte 
sich demnach bei einer Einverleibung des Kohlenbezirks 
von Dombrowa durch Preussen lediglich darum handeln, 
Polen in seinem Kohlenbezug vollständig von der 
deutschen und österreichischen Einfuhr abhängig zu machen. 
Wenn man aber einen selbständigen polnischen Staat 
schaffen will, dann darf man in diesem nicht sofort da- 
durch einen Keim zur Unzufriedenheit legen, dass man 
ihm die wirtschaftlichen Möglichkeiten abschneidet. Die 
Kohlenförderung im übrigen europäischen Russland, im 
Moskauer Revier, im Ural und im Kaukasus kommt kaum 
in Betracht. Sie beträgt nicht viel mehr als eine Mill. 
Tonnen im Jahr, die Sibiriens und Turkestans knapp 11/2 
Mill. Tonnen. Einen gewissen Ausgleich für die Kohlen- 
armut Russlands bietet das verhältnismässig reichliche 
Vorkommen von Erdöl. Aber auch diese russischen 
Erdölgebiete, die in der Hauptsache zwischen dem 
Schwarzen und Kaspischen Meer liegen, können bei den 
starken Absonderungsgeltisten der bisher zum russischen 
Reich gehörenden Völker dem eigentlichen Russland ver- 
lorengehen, wenn es nicht imstande ist, die nach 
Selbstverwaltung strebenden Völker in einer Bundes- 
republik zusammenzufassen. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Endlich scheint im Osten das Ziel erreicht, dass die 
Waffen endgültig gesenkt werden können. Noch sind 
zwar die Friedensverträge nicht ratifiziert, aber es ist 
anzunehmen, dass dieser letzte Akt der Friedenserklärung 
zustande kommen wird, es sei denn, dass bis zum Ab- 
lauf der zweiwöchigen Frist etwa die Bolschewiki- 
Regierung in Grossrussland gestürzt sein sollte und sich 
eine entschliessungsfähige Regierungsgewalt noch nicht 
gebildet hat. Die bisherigen Nachrichten lassen aber ein 
solches Ueberstürzen der Ereignisse nicht erwarten 


und der Sowjetkongress in Moskau dürfte daher die Rat!- 
fikation aussprechen. Wie die Dinge aber liegen, darf 
man die unmittelbaren wirtschaftlichen Folgen dieses 
Friedensschlusses noch nicht hoch veranschlagen, da es 
noch geraume Zeit dauern wird, bis sich in Gross- 
russland ein staatliches Gebilde entwickelt haben wird, 
auf dem eine tragfähige Wirtschaft zu fussen vermag. 
Ein regulärer Güteraustausch ist daher für die nächste 
Zeit nur in hescheidenem Umfange in Aussicht zu 
nehmen, dagegen werden durch die Verpflichtung Russlands. 
die rückständigen J.eistungen an die deutschen Anleihe- 
gläubiger vorzunehmen, sofort erhebliche Zahlungen fällig. 
für welche die Sowjetregierung unmittelbar Deckung 
schaffen muss. Hierzu treten die bedeutenden Privat- 
forderungen der Angehörigen der Mittelmächte, deren 
Zahlung, soweit die Schuldner leistungsfähig geblieben 
sind, eigentlich nicht verweigert werden kann. Was hier 
die russischen Privatbanken betrifft, so müsste die russische 


Staatsbank die Auszahlung bewirken, da sie ja durch den 
Gewaltakt der Bolschewiki sämtliche Aktiven der Privat- 
banken übernommen hat, Bei den Forderungen, welche 
Angehörige der Mittelmächte in Russland in Rubeln 
haben, wird freilich seitens der Gläubiger, wenn bezüglich 
der Zahlungsfähigkeit der russischen Schuldner nichts zu 
befürchten steht, keine besondere Neigung zu raschem 
Einzug vorhanden sein, da sich ja vorläufig ein Verkauf 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


@.-V.: Plauener Bank, Norddeutsche Sprit- 
| werke Hamburg, Dampf. Kornbrennerei 
Mittwoch, und Presshefe-Fabriken Akt.-Ges.(vorm. 
13. März | lein. Helbing) Wandsbek, Sinalco 
Akt.-Ges. Detmold, Flensburger Dampf- 
schiffahrt-Gesellschaft von 1869. 


Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — G. V., Heinr. Aug. 
Schulte Eisenhandlung Akt.-Ges. Dort- 

Donnerstag, mund, Sächsische Cartonnagen - Ma- 
14, März schinen Akt.-Ges. Dresden, Sächsische 

| KammgarnspinvereizuHarthau, Deutsche 

Steinwerke C. Vetter Akt.-Ges., Steingut- 

fabrik Colditz, Carl Ernst & Co. Akt.-Ges, 


.F.. Pfälzische Hypothekenbank Lud- 
wigshafen a, Rh., Niederlausitzer Kohlen- 
werke, Aktien-Gesellschaft der Gerres- 
Freitag, heimer Glashüttenwerke vorm. Ferd. 
15. März Heye, Hanseatische Jutespinnerei und 
Weberei Delmenhorst, Fritz Andree 
& Co. Akt.-Ges,, Wilhelmsburger Che- 
mische Fabrik Hamburg, Bayerische 
b Hartstein-Indostrie A.-G. Würzburg, 
| Bankausweis New York. — G. - V.: 
Vogtländische Credit- Anstalt Aktien- 
i gesellschaft Falkenstein j. V., Siegener 
Bank für Handel nnd Gewerbe, Rhei- 
nische Metallwaren- und Maschinen- 
fabrik Düsseldorf, Spinnerei-Akt.-Ges. 
bäh Friedrich Klauser M.-Glad- 
| ach, Kostheimer Cellulose- und Papier- 
Sppnaana, | fabrik A.-G., Bachmann & Tadig 
j | Akt.-Ges. Chemnitz, Hermannmühlen 
|  Akt.-Ges. Posen, Waggon- und Ma- 
schinenfabrik Akt.- Ges. vorm, Busch 
Bautzen, Aktiengesellschaftfürchemische 
Produkte vorm. H. Scheidemandel, 
Teltower Boden-Akt.-Ges., Heilmann- 
sche Immobilien-A.-G. München, Csa- 
kathurn-Agramer Eisenbahn-Akt.-Ges, 


eichsbankausweis. — @.-V.: Preussische 
Central-Bodenkredit-Akt.-Ges,, Eisen- 
Montag, hüttenwerk Thale, Dux - Automobil- 
18. März Werke A.-G. Wahren bei Leipzig, 
Dittersdorfer Filz- und Kratzentuch- 

| fabrik, Münchener Brauhaus A.-G. 


@.-V.: Barmer Creditbank, Elberfelder 

Bankverein, Unger & Hoffmann A.-G. 

Dienstag, Dresden, Vereinigte Fränkische Schuh- 

10 fabriken vormals Max Brust — vormals 

B. Berneis Nürnberg, Porzellanfabrik 

Lorenz Hutschenreuther Akt. Ges., 

Gross Lichterfelder Bauverein Akt.-Ges 

Die Merktafel gibt dem Wertpapferbesitzer Über alle für ihn 

wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. Über 

lente ar Kant von Bezugsrechten, Markttage, 
azie 


tiquidationstage un ungen, Ferner Anden die Interessenten 
n alles verzeichnet worauf sie an den betreffenden Tagen in 


den Zeitungen achten milraen In Kursiv.Be 8 
kreten! ans ehrift sind diejenigen 
eee die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 


— LE 


Mittwoch, 
20. März 


@.-Y.r Deutsche Nationalbank Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien Bremen, Deutsche 
Vereinsbank Frankfurt a. M., Leipziger 
Credit - Bank, Elektrizitäts - Akt. - Ges. 
vorm. W. Lahmeyer & Co. Frankfurt a. M., 
Mimosa A.-G. Dresden, Polyphonwerke 
A.-G. Wahren bei Leipzig, Eisenwerk 
Wülfel, Jute- Spinnerei und Weberei 
Bremen, Schöllersche und Eitorfer 
Kammgarnspinnerei, Maschinenbau-An- 
staltund Eisengiesserei vorm. Th. Flöther 
A.-G. Gassen, Aktiengesellschaft Ber- 
liner Neustadt in Liqu. 


— 


Donnerstag, i 


21. März 


Freitag, 
22. März 


Sonnabend, 
23. März 


Montag, 
25, März 


Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — G.-P.: Norddeutsche 
Grund - Credit - Bank Weimar, Süd- 
deutsche Bodenkreditbank München, 
Löbauer Bank, Maschinenfabrik Ger- 
mania vorm. J. S. Schwalbe & Sohn 
Chemnitz, Deutsche Linoleumwerke 
Rixdorf A.-G. Neukölln, Bodengesell- 
schaft am Ilochbahnhof Schönhauser 
Allee Akt.-Ges., Deutscher Phönix Ver- 
sicherungs-Akt.-Ges. Frankfurt a. M., 
Fraukfurter Rückversicherungsgesell- 
schaft. 


@&.-V.: Bayerische Handelsbank München, 
Emil Köster Lederfabrik Akt.-Ges, 
Neumünster, Kammgarnspinnerei zu 
Leipzig, Tüllfabrik Flöha Akt. - Ges. 
Plaue, Chemische Fabrik Helfenberg 
Akt.-Ges, vorm. Eugen Dieterich Helfen- 
berg bei Dresden, Oberschlesische 
Portland-Cement- und Kalkwerke Akt. 
Ges. zu Gross-Sireblitz, Schimischower 
Portland-Cement-, Kalk- und Ziegel- 


I» werke, A. G. Portland - Cementwerk 


Berka a. d. Ilm, Hoffmanns Stärke- 
fabriken A.-G. Salzuflen. 


Bankausweis New York. — GF. Mittel- 
deutsche Creditbank Frankfurt a. M.. 
Rostocker Bank, Potsdamer Credit- 
Bank, Mecklenburgische Bank Schwerin, 
Continental - Caoutschouc- und Gutta- 
Percha-Compagnie Hannover, Hanno- 
versche Actien - Gummiwaren - Fabrik, 
Kattowitzer Actien - Gesellschaft für 
Bergbau und Eisenhüttenbetrieb, Ma- 
schinen- und Armaturenfabrik vormals 
C. Louis Strube A. - G. Magdeburg- 
Buckau, Leipziger Werkzeug-Maschinen- 
fabrik vorm. W. von Pittler A.- G. 
Wahren bei Leipzig, Vereinigte Berlin- 
Frankfurter Gummiwaren Fabriken, 
Wollwaarenfabrik „Mercur“ Liegnitz, 
Breslauer Spritfabrik Akt.-Ges., Ravens- 
berger Spinnerei Bielefeld, Berliner 
Cementbau - Akt.- Ges. in Liq., Bau- 
gesellschaft Bellevue in Liq, Grund- 
xenten-Gesellschaft, Strassen-Eisenbahn- 
Gesellschaft Hamburg, Erfurter Elek- 
trische Strassenbahn, Aachen-Mastrichter 
Eisenbahn-Gesellschaft, 


. -F Preussische Hypotheken-Aclien- 
Bank, Mitteldeutsche Bodenkredit-An- 
stalt Greiz, „Glückauf“ Aktiengesell- 
schaft für Braunkohlenverwertung, An- 
haltische Kohlenwerke, Essener Berg- 
werks-Verein König Wilhelm, Essener 
Steinkohlenbergwerke Akt.-Ges Kabel- 
werk Duisburg, Edmund Müller & Mann 
Akt.-Ges., Lugauer Kammgarn-Spinnerei 
vormals F. Hey Akt.-Ges., Zehlendorf- 
Grunewald Akt. - Ges., Oldenburger 
Versicherungs-Gesellschaft. 


Reichsbankausweis. — G. V.: National- 
bank für Deutschland, Commerzbank 
in Lübeck, Hallescher Bankverein von 
| Kulisch, Kaempf & Co., Frankfurter 
Hypothekenbank, Hirsch Kupfer- und 
Messingweike Akt.-Ges., „Königsborn“ 
Akt.-Ges, für Bergbau, Salinen- nnd 
Scolbadbeſrieb, Nürnberger Metall- und 
| Lackierwarenfabrik vorm. Gebr. Bing 
| Akt.-Ges., Berliner Werkzeugmaschinen- 
| fabrik A.-G. vorm. L. Sentker in Liqu., 
Waggon-Fabrik A.-G. Uerdingen, All- 
gemeine Gas- und Elektriziläts-Gesell- 
schaft Bremen, Norddeutsche Eiswerke, 
Erste Deutsche Fein-Jute-Garn-Spin- 
|| nerei Akt.-Ges., Bremer Wollkämmerei, 
Oastelbische Spritwerke Akt.-Ges., Op- 
pelner Portland-Cement- Fabriken vorm. 
F, W. Grundmann, Projektions-Akt.- 
Ges. Union, Akt.-Ges. „Neptun“ Schiffs- 
Werft und Maschinenfabrik Rostock, 
Aachener Kleinbahn-Gesellschaft, Bank 
für Grundbesitz Leipzig, Oldenburgische 
Eisenhütten-Gesellschaft. 


Ausserdem zu achten auf: 
Abschlüsse und Bilanzen von Banken. 
Verlosungen: 
14. März: Griechische Nationalbank 
2½ % Prämien-Anleihe v. 1912, Rus- 
sische 5% 100 Rubel-Lose v. 1866, 
15. März: Brüsseler 2%, 100 Fr.-Lose 
v. 1905, Crédit foncier Egyptien 3% 
Obligationen v. 1886, 1903 und 1911, 
| Freiburger 10 Fr.-Lose v. 1878, Hollän- 
dische 15 Fl.-Lose v. 1904, Lütticher 
2% 100 Fr.-Lose v. 1905, Pariser 4% 
500 Fr. Lose v. 1865, Suez - Canal 
5%, 500 Fr.-Lose v. 1868, Türkische 
Flotten- Komitee Prämien- Anleihe v. 
1917, 16. März: Mailänder 10 Lire- 
Lose v. 1866, 22, März: Credit foncier 
de France 2% % Pfandbriefe v. 1895, 
2/% Communal- Obligationen v. 1892 
und 3% Communal- Obligationen v. 
1912, 25. März: Pariser 2% I. Metro- 
politan-Eisenbahn-Anleihe v. 1899 und 
2¾ % III. Metropolitan Eisenbahn- 
Anleihe v. 1910. 


Dienstag, 
26. März | 


dieser Rubelguthaben nur zu ausserordentlich niedrigen 
Kursen durchführen liesse und schliesslich einer Wieder- 
erstarkung der ıussischen Exporttätigkeit Aussicht 
bessere Kurse eröffnen müsste. Im Ganzen genommen 
wird aber sofort nach Ratifikation des Friedensvertrages 
eine erhebliche Zahlungsverpflichtung Grossrusslands an 
die Mittelmächte, vorwiegend Deutschland, entstehen, 
welche von der Bolschewiki- Regierung nur durch Gold- 
sendungen oder Herbeiführung schleuniger Warenausfuhr 
geregelt werden kann. Wenn es den russischen Volks- 
kommissaren daher mit der loyalen Erfüllung dieses Ver- 
tragsteils ernst ist, werden sie die bestehenden Schwierig- 
keiten zu überwinden suchen und möglichst schnell 
Exporte grösseren Stils in die Wege leiten müssen. Dass 
es noch genügende Mengen an geeignetem Ausfuhrmaterial 
auch in Grossrussland für diese Zwecke gibt, kann nicht 
bezweifelt werden, z 
Schneller werden vermutlich die Zufuhren aus der 
Ukraine einsetzen können, namentlich nachdem unser 
militärischer Vormarsch die Verbindungslinien gesichert 
hat und der Ausbau der Strassen in Angriff genommen 
ist. Hier wird auch sofort die Aufnahme von Export- 
gütern aus Mitteleuropa in Frage kommen und sogar 


auf 
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notwendig sein; denn der Saldo der Zahlungsbilanz dürfte 
besonders bei 
Exporte 
liegen. 
voraussichtlich die 


schneller Abwicklung der ukrainischen 
in der ersten Zeit zugunsien der Ukraine 
Auch hier wird namentlich von deutscher Seite 
Präsentation gewisser russischer 
und amortisierter Anleihestücke irs Auge zu 
fassen sein, nachdem ja die ukrainische Regierung sich 
bereit erklärt hat, gewisse Teile der Verbindlichkeiten 
des früheren Grossrusslands, die ihr Gebiet berühren, zu 
übernehmen. Unter Umständen werden wir auch die 
Ukraine mit Forderungen bezahlen können, welche die 
hiesige Geschäftswelt bei grossrussischen Banken hat, da 


Coupons 


diese wiederum sämtlich Filialen in Odessa und der 
Ukraine haben, bei denen sich ein wichtiger 
Teil ihrer Aktiven befindet. Weberhaupt sind die 


wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Grossrussland und 
den Randländern so intim, dass es lange Zeit dauern wird, 
bis eine völlige Auseinandersetzung druchgeführt ist. Für 
eine Klärung der Zahlungsbeziehungen zu Deutschland wird 
es vor allem notwendig sein, dass die deutschen Ansprüche 
auf Zahlung in fremden Valuten, Mark, Franken und Pfunde, 
zu deren Lieferung russische Kontrahenten von früher her 
verpflichtet sind, volle Anerkennung und baldige Regu- 
lierung finden. Es handelt sich hier um ganz bedeutende 
Summen, welche deutsche Banken zu Friedenskursen von 
russischen Geschäftsfreunden zu empfangen haben. Die 
dagegen zu zahlenden Rubelbeträge bestehen meistens schon 
als laufendes Guthaben bei den russischen Banken, so dass 
die Nichterfüllung dieser Verpflichtungen für die deutschen 
Kontrabenten gewaltige Verluste ergeben müsste, indem 
die hiesige Bankwelt bei Ausbleiben der Devisenlieferungen 
die inzwischen erfolgte Entwertung der Rubelguthaben 
voll zu tragen hätte. 


Deutschland steht vor dem Beginn der Zeichnung auf 
die achte Kriegsanleihe, welche die bewänten bisherigen 
Typen wiederum bringen wird. Dank der Entwicklung 
der Verhältnisse ist diese achte Anleihe die erste, welche 
Deutschland nicht mehr im Zweifrontenkrieg sieht, und 
diese Tatsache bedeutet einen so überwältigenden Erfolg, 
dass aus ihm auch der grösste Skeptiker Vertrauen für ein 
weiteres glückliches Gelingen der ganzen Riesenaufgabe, 
die unserem Volke gestellt ist, schöpfen muss. Daher ist 
die Hoffnuog dieses Mal gewiss begründet, dass der Er- 
folg der Emission sich würdig neben die bisherigen be- 
deutenden Leistungen deutschen Kapitals und deutscher 
Sparkraft auf diesem Gebiete stellen wird. Das darf aber 
natürlich den Blick dafür nicht trüben, dass für eine solche 
Leistung auch unter den günstigsten Begleitumständen die 
Anspannung aller Kräfte, die Betätigung höchsten staats- 
bürgerlichen Pflichtgefühls bei jedem einzelnen, der zur 
Zeichnung fähig ist, erforderlich wird. Die ausserordentlich 
starken Voreinzahlungen auf die naue Anleihe dürfen zwar 
mit Genugtuung erfüllen, berechtigen aber nicht zu einem 
Nachlassen der Anstrengungen in der Werbetätigkeit, zu- 
mal es keineswegs gesagt ist, dass das Mehr der Vorein- 
zahlungen auch ein Mehr an Zeichnungen bedeutet. 


Der heimische Markt ist neuerdings, vermutlich auf 
diese starken Einzahlungen hin, etwas mehr versteift, so 
dass für tägliches Geld circa 4½ % bezahlt wird und die 
Nachfrage nach Städiewechseln und ähnlichem Discont- 
material etwas verringert erscheint. Justus. 


. 
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Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch zogen 
Voreinsendung dos Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Ablellung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Der Herausgeber des Plutus erieilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 
über die Qualität von Wertpapieren. Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuell 


nach eingehender Ex kundigung bei Sachverständigen erteilt. 


Leistung des Herausgebers, für die er 


St. in Schwerin. Anfrage: „Wenn dem Auf- 
sichisat und der Direktion einer Aktiengesellschaft als 
Gewinnanteil satzungsgemäss ein Prozentsatz vom Rein- 
gewinn zusteht, so ist, wie ich in Staubs Kommentar zum 
Handelsgesetzbuch gelesen habe, von diesem Reingewinn 
der Gewinnvortrag für das kommende Jahr (nicht der 
aus dem vorhergehenden) abzuzichen, Die Berechnung 
dieses Vortrages macht jedoch Schwierigkeiten, da meistens 
ausserdem noch ein kleiner Rest verbleibt. Abgenommen: 
Kine Aktiengesellschaft, deren Leitung 20% Gewinn- 
anteil erhält, hat netto 50000 . verdient. Vorgetragen 
sollen 10000 . werden. Für Dividende sind 30000 WA. 
erforderlich. Dann stellt sich die Abrechnung wie folgt: 
Reingewinn 50000 . abzüglich Vortrag 10000 M., 
bleiben 40000 .; davon 20% Gewinnanteil 6 000 ., 
Dividende 30000 A., bleiben 2000 . Nun habe ich 
allerdings festgestellt, dass man bei einem Gewinnanteil 
von 20% den Gewinnvortrag um / erhöhen muss, im 
vorliegenden Falle also um 2500 . auf 12500 e, um 
den verbleibenden Rest auszugleichen. Wie stellt sich 
jedoch die Abrechnung bei irgendeinem anderen Pro- 
zentsatz, beispielsweise bei 10 oder 30%, das muss sich 
doch rechnerisch genau festlegen lassen.“ 


; A ntwort:. „So wie Sie es sich vorstellen, 
ist die Sache nicht zu erledigen, Es gibt dafür 
vatürlich auch keine ein für allemal feststehenden 


rechnerischen Vorschriften. Vielmehr muss von Fall zu 


Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 


keinerlei vertragliches Obligo übernimmt, 


Fall berechnet werden, auf welche Weise sich die Bilanz 
glatt stellen lässt. Kleine Differenzen, die nur ein 
paar tausend Mark betragen, werden sich immer durch 
die Abrundung der Abschreibungen glatt stellen lassen. 
Wollte man die Glattstellung immer zugunsten des Vor- 
trages in der Weise, wie Sie es beabsichtigen, vornehmen, 
so würde das Exempel schliesslich ja einmal nicht mehr 
aufgehen. Nämlich dann, wenn man, wie Sie es anzunehmen 
scheinen, die zu verteilende Dividende von vornherein als 
feststehende Grösse betrachtet. Das geht nicht. Es muss 
vielmehr die Dividende mit dem Vortrag und dem Gewinn- 
anteil vorher in Uebereinstimmung gebracht werden. 
Wenn Sie z. B. bei dem von Ihnen angesetzten Fall den 
Nettoverdienst mit 50000 ., annehmen und von vorn- 
herein als feststehend erachten, dass für die Dividende 
30000 . erforderlich sind, so würden ja, falls die Di- 
reklion 30% Gewinnanteil hätte, diese 30%, wenn der 
Vortrag von 10000 . ebenfalls feststehen sollte, au 
40000 . Rest berechnet plus 1000 A. ausmachen 
und Sie hätten dann ja für die Dividende nur 28000 . 
zur Verfügung. Dann dürfen Sie also entweder nur 
28000 . Dividende teilen oder Sie mfissen entsprechend 
weniger vortragen. Die kleinen Spitzen können dann, 
wie oben bereits gesagt, natürlich vom Buchhalter vorher 
bei der Abrundung der Abschreibungen oder durch 
ähnliche technische Kunstfertigkeiten ausgeglichen werden.“ 


Plutus-Archiv. 


eue Riteratur der 
besprechen. 


Molkewirkfehaft und des Rechts. 


(Der Herausgebe, des Piutus behält sich vor, die hier aufgeführten E 


ingänge an Neuerscheinungen besonders sa 


Vorläußg werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert,) 


(Ale in dieser Rubrik sewähnien Bücher sind von Jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch 
eroinsondang des Betrages oder gogon Nachnahme von dar Bort meots-Abtellung des Plutus Verlages zu beriehen? 


Sozialistische Monatshefte. Herausgeber Dr. J, 
Bloch. Verlag der Sozialistischen Monatshefte G m b H. 
Berlin W. 35. 0,60 . 

Heft 7. Russland und wir. Von Max Schippel. — 
Das neue Russland. Von Dr. Ludwig Quessel. — Russi- 
sche Revolution und deutsche Politik. Von Max Cohen. — 
Erwerbsarbelt, Entlohnung und Organisation der Frauen. 
Von Paula Thiede. — Die Einwanderung ausländischer 
Arbeiter und die Gewerkschaften. — Von August Ellinger 


Die Bank. Monatshefie für Finanz- und Bankwesen. 
Herausgeber Alfred Lausburgh. Berlin 1917. Bank 
Verlag. Preis des Einzelheft 1.50 #, im Auslande 1.70 # 
Quartal 4.— A, im Auslande 4.50 . 

4. Heft. Die Berliner Grossbanken im Kriegsjahr 

1916. Von Alfred Lansburgh. — Krieg und Bodenrecht. 

Von Ludwig Eschwege, — Der Erwerbstrieb im Kriege. 


Von Dr. Roland Bohrend. — Die Kriegsstener und die 
stillen Reserven. Von A. IL. 


Rechts- und Staatstheorien der Neuzeit. Leitsätze 
zu Vorlesungen, Von Rudolf Stammler, Prof, an 
der Universität Berlin, Leipzig 1917. Verlag von 
Veit &Comp. Preis geh. 2.— , geb. 3.— M: 


Einleitung. — Die Staatstäson — Die Utopien. — Das 
Naturrecht. — Das Recht als Teil der Natur. — Das Streben 
nach Reichtum und Macht. — Die Aufgabe der Vervoll- 
kommnung. — Der contrat social, — Der soziale Rudämo- 
nismus, — Das Vernunftrecht, — Die historische Recht- 
schule, — Das Recht des Stärkeren. — Die theokratische 
Rechtsauffassung. — DieFreiheitslehre.— Die materialistische 
Geschichtsauffassung. — Die Theorie des Anarchismus. 
Der juristische Empirismus Die freirechtliche Bewegung. 
Register, 


Ungarn und Deutschland. Von Joseph Szterenyi, 
k. u k. Wirkl. Gel. Rat, Kgl. Ung. Staatssekretär a. D., 
Mitglied des Ung. Reichstags. Jena 1917. Verlag von 
Gustav Fischer, Preis 4.— . 

Vorwort. — Zollunion oder Vorzugsbehandlung. — 

Die wirtschaftliche Annäberung zwischen Deutschland, 

Oesterreich-Ungarn. — Ungarns Verhältnis zu Oesterreich 

und zu Deutschland. — Wirtschaftliche Verbindung mit 

Deutschland, — Mitteleuropa in ungarischer Beleuchtung. — 

Das Problem der Schaffung Mitteleuropas „vom Gesichts- 

punkt der ungarischen Interessen“. — Wirtschaftskrieg 

nach dem Krieg. 


Verantwortlich tür den redaktionellen Teil Dr. iur. Paul Ertel- Berlin. i) 


5. 


Did, i 


PETON Fr 


aer. 


* 


r 


ALCS cC 


des riutus. 


Das konzentrierte Licht 
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Gasgefüllte Lampen 
bis zu 2000 Watt 
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Mitteldeutsche Creditbank, F 


Einladung zur 63. ordentlichen Generalversammlung. 
Die Aktionäre unserer Bank werden hierdurch zu der am 
Sonnabend, den 23. Mürz 1918, vormittags 11 Uhr 

in unserem Bankgebäude, Neue Mainzersirnsse 32 da- 

hier, stattfindenden dreiundsechzigsten ordentlichen 

Generalversammlung eingeladen. 

Gegenstände der Verhandlung sind: 

l. Vorlage des Berichts des Vorstands für das Jahr 
1917 mit den Bemerkungen des Aufsichtsrats; Be- 
schlußfassung über die Genehmigung der Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung per 31. De- 
zember 1917, sowie über die Verwendung des Rein- 
gewinns, 

Entlastung des Vorstands. 

Entlastung des Aufsichtsrats. 

. Aufsichtsratswahlen 

- Aenderung des $ 18 Abs. 1 des Statuts (Erhöhung 

der Höchstzahl der Aufsichtsratsmitglieder). 

Die Aktionäre, welche an der Beschlußfassung in der 
Generalversammlung teilnehmen wollen, haben ihre 
Aktien spätestens am Montag, den 18. März 1918 bei 
siner der nachstehend verzeichneten Stellen oder bei 
einem deutschen Notar zu hinterlegen: in Frankfurt am. 
bei der Mitteldeutschen Greditbank, in Berlin boi der Mittel- 
deutschen Creditbank oder bei der Bank des Berliner Kassen- 
Vereins, in Baden-Baden, Essen, Fürth, Giessen, Hanau, 
Hannover, Hildesheim, Karlsruhe, Königsberg i. Pr und Mainz 
bei den Filialen der Mitteldeutschen Creditbank, in München 
bei der Miederlassung: der Mitteldeutschen Creditbank und 
der Firma H. Aufhäuser, in Nürnberg und Wiesbaden bei 
Jen Filialen der Mitteldeutschen Creditbank sowie bei den 
an anderen Plätzen befindlichen Wechselstuben und Nieder- 
lassungen der mitteldeutschen Creditbank, in Coblenz bei 
der Firma Teopold Seligmann, in @öln bei den Firmen 
E. Bess $ Sohne und Leopold Seliamann, in Hamburg bei der 
Firma m. m. Warburg 5 Co, in Leipzig bei der Allgemeinen 
Deutschen Gredit- Anstalt (Abteilung Becker 8 Go.), in 
Meiningen boi der Bank für Thüringen vormals B. M. Strupp 
Aktiengesellschaft, in Stuttgart bei der Firma Doertenbach 8 
gie. 6 m. b. F., in Tübingen und Hechingen bei der Bank- 
commandite Siegmund Weil. Bei diesen Stellen sind auch 
die Eintrittskarten in Empfang zu nelımen. Im Uebrigen 
wird auf die $$ 28 bis 30 des Statuts Bezug genommen. 

Frankfurt aM, den 26. Februar 1918, 


Der Aufsichtsrat der Mitteldeutschen Creditbank. 


Richard von Passavant - Gontard. [24771 


tie mache ich mein Testament onne Reenis- 
anwalt und ohne Notar? Das Erbrecht. 


Ger jeinverständliche Darstellung des Gesetzes nehst zahlreichen 
Testamentsentwürfen und -Beispielen. 
Veriasser: Hans Lustig, kaufmännischer Sachverständiger. 
Preis nur Mk. 1.10. 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung und durch die 
Sortiments-Abteilung des Plutus Verlag. 
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Josef Baer, 


Neue Typen 


Osram-Azola 
Gasgefüllte Lampen 25und60Watt | 


Nur das auf dem Glasballon eingeäfzte 
Wort Osram bürgt für das Fabrikat der 
Auergesellschaft, Berlin 017 


Ueberall erhältlich! 


Rheiniseh-Wesulälische Boden-Creuil-Bank inKöır 


Bilanz-Konto am 31. Dezember 1917. 


Aktiva. M. I 

Noch nicht einberufene Einzahlung auf Serie E 
des Aktienkapitals 3 000 000 
Kassenbestand We e 542 614/4 
Wechselbestand P r a e He 525 305/6 
Reichs-, Staats- u. Komm.-Anl. (nom. M. 8 152 900) ] 7371 144ll 
Guthaben bei Bankhäus ern 3200 64612 
Darlehen gegen Verpfändung von Effekten 637129009 
12 - H „ Hypotheken 340 344%. 
Am 2. Januar 1918 fällige Zinsen — 4 2183 0548 
Rückständige Zinsen . 472 22214. 
Sonstige Debitoren . 8 66 375/0! 
Hypothekarische Darlehns forderungen“) 276 012 404]1° 
Bankgebäude Köln 2 000 000|- 


Mobilien 5 100 — 
*) hiervon am 31. Dezember 1917 zur Pfand- [302 085 50271 
briefdeckung voll bestimmt M. 270 736 485.27 


Passiva, M. Pi 
Aktien-Kapital E EOR 20 000 000 
Gesetzlicher Reservefonds . 2 000 000 — 
Reservefonds II e 1 200 000!- 
Pfandbrief-Agio-Reserve-Konto 4 1 097 160/66 
Vorträge auf Zinsen- und Provisions-Konto . 1110 036.25 
Talon- und Wehrstener-Reserve . 223 05458 


Pfandbriefe 4% . . . M. 242 708 500.— | 
im Umlauf: | 3½% . „ 25 884 500.— |269 588000 — 


Verloste Stücke , ER 704 800| — 
Noch einzulösende Pfandbrief-Koupons einschl. l 
Quote per 1. April 1918 , Se 2 993 768190 
Noch nicht abgehobene Dividende 944750 
Deposiere ea er 419 514 73 
Kreditoren Me eT 14 114143 
Gewinn zur Verfügung einschl, Vortrag aus 1916| 2 725 605 65 


302 085 502/70 
Die Dividende pro 1917 beträgt: 

für vollgezahlte Aktien Serie A, Be CZindE DEMO 

für Interimsscheine Serie E M. 10 
und gelangt sofort zur Auszahlung in Köln bei unserer Kasse 
und den bekannten Zahlstellen, in Berlin bei unserer Zweig- 
niederlassung, Französische Strasse 53/55, bei der Direction 
der Disconto-Gesellschaft, der Dresdner Bank und der National- 
bank für Deutschland. 2488 


Köln, den 2. März 1918. Der Vorstand. 


Zeitungsartikel un 
Nachrichten 


liefert prompt und billig 
Literarisches Bureau 
Clemens Freyer, Berlin SO. 26. 


